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I. Allgemeines 

1. 

Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen der 
SPD und FDP — Drucksache 9/1400 — wurde in der 
88. Sitzung des Deutschen Bundestages am 4. März 
1982 und der Gesetzentwurf der Bundesregierung — 
Drucksache 9/1488 — wurde in der 93. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. März 1982 an den Fi-
nanzausschuß federführend und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Wirtschaft, an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, an den Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und an den 
Haushaltsausschuß, an letzteren auch gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. Die Stellung

-

nahme des Bundesrates und die Gegenäußerung der 
Bundesregierung werden im Umlaufverfahren ge-
mäß § 80 der Geschäftsordnung am 26. März 1982 
überwiesen werden. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf der Ko-
alitionsfraktionen — Drucksache 9/1400 — am 11., 
24. und 25. März 1982 beraten und in seiner Sitzung 
am 11. März 1982 eine öffentliche Anhörung unter 
Beteiligung von Mitgliedern der mitberatenden Aus-
schüsse durchgeführt. Der Finanzausschuß hat den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
9/1488 — am 24. und 25. März 1982 in die Beratung 
einbezogen. Ober die Stellungnahme des Bundesra-
tes und die Gegenäußerung der Bundesregierung 
wird der Finanzausschuß am 26. März 1982 beraten. 
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Die mitberatenden Ausschüsse haben ihre Stellung-
nahmen am 24. März 1982 abgegeben. 

2. 

Die Gesetzentwürfe der Koalitionsfraktionen und 
der Bundesregierung sind inhaltsgleich. 

Das Beschäftigungsprogramm der Koalitionsfrak-
tionen und der Bundesregierung will die Wachs-
tumsaussichten und die Beschäftigungslage durch 
eine befristete Investitionszulage von 10 v. H. für 
Mehrinvestitionen gegenüber einem vorausgegan-
genen Dreijahresinvestitionsdurchschnitt der Un-
ternehmen, durch eine vorgezogene Neubewertung 
der unbebauten baureifen Grundstücke und durch 
eine Bildungsbeihilfe für arbeitslose Jugendliche 
verbessern. Finanziert werden sollen die Investi-
tionszulage und die Bildungsbeihilfe im wesentli-
chen aus dem Mehraufkommen der ab 1. Juli 1983 
um einen bzw. einen halben Prozentpunkt anzuhe-
benden Umsatzsteuersätze; dabei  wird  die Investi

-
tionszulageberechtigung rückwirkend ab Jahresbe-
ginn 1982 bestehen, die hierfür notwendige Mittelbe-
reitstellung aber erst im Folgejahr erforderlich, so 
daß sich der Nachfrageschub deutlich vor der um-
satzsteuerbedingten Preisanhebung für den priva-
ten Verbrauch einstellen kann. Weitere Finanzie-
rungsmittel werden im beschleunigten Steuerein-
gang aus Mehrergebnissen längerdauernder Außen-
prüfungen und in der Senkung der Bundeszu-
schüsse zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
einschließlich der Altershilfe für Landwirte in Ver-
bindung mit einer Vorverlegung der Beteiligung der 
Rentner an den Kosten ihrer Krankenversicherung 
auf den Jahresbeginn 1984 gesehen. Es ist beabsich-
tigt, das Mehraufkommen aus der Umsatzsteuerer-
höhung vom gleichen Zeitpunkt ab für ertragsteuer-
liche Erleichterungen zu verwenden, um die Investi-
tionstätigkeit zu stabilisieren und die Kaufkraft bei 
den Masseneinkommen zu verbessern. Ein diesbe-
zügliches Junktim knüpft die Vorlage selbst aller-
dings nicht. 

3. 

Der Ausschuß hat eine öffentliche Anhörung durch-
geführt, bei der folgende Verbände. und Interessen-
gruppen Gelegenheit hatten, ihren Standpunkt vor-
zutragen: 

Bundesverband der Deutschen Industrie 
Deutscher Industrie- und Handelstag 
Zentralverband des Deutschen Handwerks 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 
Deutscher Städtetag 
Deutscher Städte- und Gemeindebund 
Deutscher Landkreistag 
Bundesverband der Selbständigen 
Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher 
Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen-
handels 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Groß-
betriebe des Einzelhandels 

Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels 
Deutsche Steuergewerkschaft 
Bundessteuerberaterkammer 
Deutscher Steuerberaterverband 
Bund der Steuerzahler 
Institut der Wirtschaftsprüfer 
Bundesverband deutscher Banken 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband 
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisenbanken 
Verband öffentlicher Banken 
Verband deutscher Hypothekenbanken 
Bundesverband Deutscher Investment-Gesellschaf

-

ten 
Verband zur Förderung von steuerbegünstigten Pri-
vatinvestitionen 
Bundesverband Deutscher Leasing-Gesellschaften 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände 
Deutscher Bauernverband 
Centralvereinigung Deutscher Handelsvertreter- 
und Handelsmakler-Verbände 
Ring Deutscher Makler 
Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 
Zentralverband der Deutschen Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer 
Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungsunter-
nehmen 
Bundesverband Privater Wohnungsunternehmen 
Verband freier Wohnungsunternehmen 
Verband der Deutschen Schiffbauindustrie 
Verband Deutscher Reeder 
Deutscher Beamtenbund 
Deutscher Sportbund 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behin-
derten und Sozialrentner Deutschlands 
Reichsbund der Kriegsopfer, Behinderten, Sozial-
rentner und Hinterbliebenen. 

Die Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, der 
Zentralverband Gartenbau und die Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Waldbesitzerverbände haben sich 
neben Privatpersonen mit Eingaben an die Aus-
schüsse gewandt. 

Bei der öffentlichen Anhörung machten sich zum 
Sprecher der Wirtschaft im Hinblick auf die grund-
sätzliche Bewertung des Beschäftigungsprogramms 
insbesondere der Deutsche Industrie- und Handels-
tag und der Bundesverband der Deutschen Indu-
strie. Dabei bewertete die Wirtschaft die Anhebung 
der Umsatzsteuer zur Finanzierung der Investi-
tionszulage einmütig als falsch, nämlich als eher 
schädlich für den Konjunkturverlauf und die er-
strebte Besserung der Beschäftigungslage. „Der 
Appetithemmer Steuererhöhung könnte stärker 
sein als der Anreiz Investitionszulage." Während die 
Steuererhöhung deshalb abgelehnt wurde, bezwei-
felte die Wirtschaft, daß die Investitionszulage sowie 
die Teilneubewertung des Grundbesitzes die erhoff-
ten Wirkungen zeigen, auch wenn das Mehraufkom-
men aus der Umsatzsteuer später zu Ertragsteu-
erentlastungen eingesetzt werde. Das Programm 
selbst sei kurzatmig orientiert statt dauerhaft zu 
entlasten, weil die Investitionsanreize zeitlich be- 
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grenzt blieben; bei gleichzeitig dauerhafter Anhe-
bung der Abgabenquote werde es eher preis- und 
lohntreibend wirken und deshalb möglicherweise 
das Gegenteil der beabsichtigten Ziele herbeiführen. 
Würden die Investitionszulagen aber die ihr von den 
Initiatoren beigemessene Wirkung entfalten, so 
würde sie sich weitgehend selbst finanzieren. Die 
vorgesehene Tarifreform bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer, die jedoch noch im Gesetz verbindlich 
festgelegt werden müsse, sei so zu konzipieren, daß 
durchgehend alle Einkommensbereiche entlastet 
würden. 

Alternativkonzepte der Wirtschaft wurden in Ansät

-

zen erkennbar. So wurde gefordert, statt der Finan-
zierung über Steuererhöhungen die Staatsausgaben 
zu drosseln; dabei wurden konkrete Einsparvor-
schläge jedoch nicht gemacht. Nur durch Ausgaben-
beschränkung werde eine Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte erreicht und das Ziel einer 
Kreditkostenverbilligung vorangebracht, wozu au-
ßerdem eine nachhaltige Verbesserung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen kommen müsse. 
Als ergänzende oder alternative Maßnahmen wur-
den weitere Abschreibungsvergünstigungen, steuer-
freie Rücklagen für Investitionen im mittelständi-
schen Bereich sowie eine Plafondierung des an Dau-
erschulden anknüpfenden Teils der Gewerbesteuer 
zur teilweisen Neutralisierung extrem hoher Zinsbe-
lastungen erwähnt. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und die Deutsche 
Angestellten-Gewerkschaft erkannten an, daß die 
Initiative ein beschäftigungspolitisches Signal setze 
und deshalb im Prinzip gegenüber bisheriger Untä-
tigkeit auf diesem Gebiet positiv zu werten sei. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund erinnerte an seinen 

, Vorschlag eines mittelfristig angelegten 50-Mrd: 
Programms mit strukturpolitischer Ausrichtung, 
und die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft for-
derte die Orientierung der Investitionszulage an 
nachweisbar arbeitsplatzschaffenden Investitionen. 
Dabei würde einer Finanzierung über eine Arbeits-
marktabgabe bzw. einer auf höhere Einkommen ge-
zielten Ergänzungsabgabe, notfalls durch Kreditauf-
nahme ergänzt, der Vorzug vor einer Umsatzsteu-
ererhöhung gegeben, die der Christliche Gewerk-
schaftsbund vorbehaltslbs ablehnt. Im übrigen sei 
die Absicht einer späteren Tarifkorrektur zu begrü-
ßen, die sich auf die Lohnsteuer zu konzentrieren 
habe. Die Deutsche Steuergewerkschaft hat auf ver-
schiedene Schwierigkeiten bei der Durchführung 
der Gesetzesvorlage hingewiesen, die zusammen 
mit der schon unzureichenden Personalausstattung 
die Funktionsfähigkeit der Finanzverwaltung ge-
fährde. 

Die kommunalen Spitzenverbände errechnen ihre 
Minderausgaben aus der Investitionszulage mit 630 
bis 680 Millionen DM, glauben, daß sich die Umsatz-
steuersatzerhöhung per saldo nicht positiv auf die 
Gemeindefinanzen auswirkt und sehen auch in dem 
erhöhten Grundsteueraufkommen für Bauland kei-
nen Ausgleich, so daß die Investitionskraft der 
Städte und Gemeinden geschmälert werde. 

Im einzelnen führte die öffentliche Anhörung noch 
zu folgenden Ergebnissen: 

a) Zur Investitionszulage 

Der auf eine schnelle Entscheidung drängende 
Deutsche Industrie- und Handelstag begrüßte, abge-
sehen von seinen grundsätzlichen Zweifeln an der 
Eignung von Investitionszulagen zur Steuerung des 
Marktgeschehens, die Beschränkung der Zulage auf 
Mehrinvestitionen. Es bestehe jedoch ein Ungleich-
gewicht zwischen dem Referenzzeitraum und dem 
Präferenzzeitraum, weil die engen Grenzen für die 
Zulagenberechtigung von Industriebauten deren 
Berücksichtigung in aller Regel nicht zuließen. Dies 
müsse gleichgestellt und der Präferenzzeitraum 
auskömmlicher bemessen werden, damit auch Indu-
striebauten in die Begünstigung fallen könnten. Die-
selbe Forderung erhoben auch einzelne Wirtschafts-
zweige, darunter die Werftwirtschaft für den Schiff-
bau, wobei letztere höhere Schiffbauzuschüsse ge-
genüber der Investitionszulage vorziehen würde 
und hilfsweise eine Lieferbindung an deutsche 
Werften forderte. Gegen die Beschränkung der Inve-
stitionszulage auf Mehrinvestitionen oder für eine 
teilweise von früherem Investitionsverhalten losge-
löste Begünstigung — beispielsweise zugunsten 
kleinerer Betriebe oder bezogen auf die Größenord-
nung der einzelnen Investitionsmaßnahme - plä-
dierten namentlich die mittelständische Wirtschaft 
und die Deutsche Steuergewerkschaft, letztere aus 
Vereinfachungsgründen, der Mittelstand insbeson-
dere, um bisherige Investitionstätigkeit nicht nach-
träglich zu bestrafen. Dem schloß sich auch die 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft an. Die Bau-
wirtschaft wies auf ihre rege Investitionstätigkeit in 
den Jahren 1978 bis 1980 hin, während diese Kapazi-
tät heute im Hochbau zu nur 45 v. H. und im Tiefbau 
zu nur 34 v. H. ausgelastet sei, den Bauunterneh-
mern also kein auf Referenzzeiträume bezogener 
Mehr-Investitionsanreiz geboten werden könne. Die 
steuerberatenden Berufe, die sich wegen der 
schlechten Erfahrungen mit der Investitionszulage 
ebenfalls für Abschreibungserleichterungen aus-
sprachen, erinnerten an die bis heute laufenden Ver-
fahren wegen Subventionsbetrugs und machten dar-
auf aufmerksam, daß die Abschlüsse aller Referenz-
zeiträume noch nicht vorlägen, sowie daß Vereinfa-
chungen beim Vergleich mit früherem Investitions-
verhalten vonnöten seien, damit die Maßnahme 
praktikabel bleibe. 

b) Zur Umsatzsteuererhöhung 

Die Wirtschaft befürchtet, die Abwälzung am Markt 
nicht voll durchsetzen zu können, was möglicher-
weise zu Personalfreisetzung statt Arbeitsbeschaf-
fung führe. Handwerk und Handel fürchten insoweit 
Ertragseinbußen, mit denen sie die Investitionszu-
lage selbst zu bezahlen hätten, und rechnen bei 
Kaufkraftschwund sogar mit zusätzlicher Nachfra-
gezurückhaltung der privaten Verbraucher. Die Ver-
braucherverbände machten auf die umsatzsteuerbe-
dingte Entwertung des Kapitalsparvermögens auf-
merksam, die zur Verteuerung der Lebensführung 
hinzukomme und die Unausgewogenheit von Mittel-
beschaffung und Verwendung unterstreiche, zumal 
die Entlastung der Masseneinkommen von Lohn- 
und Einkommensteuer, die auch ungewiß sei, allen- 
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falls bei Besserverdienenden die umsatzsteuerbe-
dingten Mehraufwendungen ausgleiche, möglicher-
weise überkompensieren werde. 

Für den Fall der Umsatzsteueränderung forderten 
der Deutsche Bauernverband und weitere Verbände 
der Land- und Forstwirtschaft die Anpassung der 
Vorsteuerpauschalen. 

Die Wohnungswirtschaft forderte die Aufnahme von 
Bauleistungen, die wie Neubauten arbeitsplatzsi-
chernde Maßnahmen seien oder im Bestand etwa 
zur Energieeinsparung und Modernisierung er-
bracht würden, in die dem ermäßigten Steuersatz 
unterliegenden Leistungen. 

c) Zur vorgezogenen Neubewertung von Bauland 

Während von den grundsteuerberechtigten Gebiets-
körperschaften nur redaktionelle Einwände erho-
ben wurden, um den Begriff der unbebauten, aber 
baureifen Grundstücke klarzustellen, sprachen sich 
alle anderen Hearingteilnehmer einmütig gegen die 
Quasi-Baulandsteuer aus. Die Mobilisierung des 
Baulandangebots mit preisdämpfender oder -regu-
lierender Wirkung werde bei den vom Programm 
selbst geweckten Inflationserwartungen ausbleiben, 
die Grundsteuermehrbelastung aber Druck auf wirt-
schaftlich schwächere Bevölkerungsgruppen aus-
üben und die Ertragslage der Wirtschaft, die aus 
nichtspekulativen, betriebswirtschaftlichen Grün-
den Grundstücke vorhalten müsse, investitions-
feindlich verschlechtern. Baulandmangel sei über-
dies nur ein regionales Problem der Ballungsgebie-
te. Die „Baulandsteuer" sollte einer Gesamthaupt-
feststellung für alle Grundstücke nicht vorausgehen, 
weil die vorgezogene Teilneubewertung verwal-
tungstechnischen, steuersystematischen und verfas-
sungsrechtlichen Bedenken begegne; die isolierte 
Neubewertung mit dem Ziel höherer Bemessungs-
grundlagen werde gegen das Gebot gleichmäßiger 
Besteuerung des Grundbesitzes verstoßen und viel-
fältige praktische Probleme aufwerfen. Gefordert 
wurden Ausnahmen für Industrie- und Gewerbe-
grundstücke, für land- und forstwirtschaftlich oder 
zu Sportzwecken genutztes Bauland oder für Bau-
plätze, die wegen der gegenwärtig schlechten Rah-
menbedingungen zur Zeit nicht bebaut werden 
könnten. Fälle des § 34 BBauG sollten überhaupt 
nicht erfaßt werden. Die vorgesehene Rückerstat-
tung der erhöhten Grundsteuer nach Bebauung 
sollte für fünf statt nur für drei Jahre gewährt und 
auch Nacherwerbern ermöglicht werden, wenn der 
Voreigentümer selbst die Bebauung nicht vorge-
nommen hat. 

d) Zu Abschlagszahlungen auf Mehrergebnisse von 
Außenprüfungen 

Als Finanzierungsmethode für das Beschäftigungs-
programm wurde dieser Versuch zeitnäheren Steu-
ereingangs allseits abgelehnt, wenn auch nicht 
durchgehend das Bedürfnis geleugnet wurde, bei 
länger dauernden und noch anhaltenden Außenprü-
fungen die bereits abschließend geprüften Sachver-
halte und unstreitig festgestellten Mehrergebnisse 

der alsbaldigen Besteuerung zu unterwerfen. Allen-
falls mit diesen Klarstellungen würden sich die Wirt-
schaft und ihre Berater auch mit vorgezogenen Fäl-
ligkeiten abfinden, obwohl auch bei solcher Ergän-
zung der Vorlage von Steuerberater- und Wirt-
schaftsprüferseite Erschwernisse bei Außenprüfun-
gen befürchtet und die Gefahr der Rechtsbehelfsver-
mehrung gesehen wie ganz allgemein ein ver-
schlechtertes Betriebsprüfungsklima besorgt wür-
de. Die begriffsmäßige Festlegung des unstreitig 
festgestellten Sachverhalts würde praktische Pro-
bleme aufwerfen, die aber gegenüber der Rechtsun-
sicherheit hingenommen werden sollten, die herr-
schen müßte, wenn zunächst jedes im Außendienst 
festgestellte Mehrergebnis zu Abschlagszahlungen 
führte. 

e) Zu Bildungsbeihilfen an arbeitslose Jugendliche 
aus Bundesmitteln 

Die Einführung von Bildungsbeihilfen wurde von 
den Vertretern der befragten Verbände grundsätz-
lich begrüßt. 

Unterschiedlich wurde die Zweckmäßigkeit einzel-
ner Zugangsvoraussetzungen beurteilt. Dabei wurde 
unter anderem seitens der Gewerkschaften und vom 
Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behin-
derten und Sozialrentner Deutschlands einerseits 
eine Konzentration auf Problemgruppen gefordert 
und andererseits die Frage einer Erweiterung des 
Teilnehmerkreises (z. B. durch Anhebung der Al-
tersgrenze) aufgeworfen sowie eine Veränderung 
der Vier-Monats-Frist zu bedenken gegeben, wäh-
rend seitens der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände die Beibehaltung der Voraus-
setzungen des Regierungsentwurfs befürwortet 
wurde. 

f) Beteiligung der Rentner an den Kosten ihrer 
Krankenversicherung 

Die in diesem Zusammenhang vorgesehene Kür-
zung des Bundeszuschusses zur Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten im Jahre 
1984 wurde seitens aller hierzu gehörten Organisa-
tionen übereinstimmend abgelehnt. Durch derartige 
Eingriffe werde eine geordnete längerfristige Fi-
nanzplanung der Rentenversicherungen unmöglich 
gemacht. 

Die Äußerungen zu der vorgeschlagenen Beteili-
gung der Rentner an den Kosten ihrer Krankenver-
sicherung in Form einer Kürzung des Beitragszu-
schusses der Rentenversicherung um einen Pro

-

zentpunkt waren unterschiedlich. Teilweise (so von 
der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeber-
verbände) wurde diese Maßnahme als geeignet an-
gesehen, das Ziel einer gleichgewichtigen Entwick-
lung von Renten und verfügbaren Arbeitnehmerein-
kommen zu erreichen. Überwiegend (so von den Ver-
tretern der Gewerkschaften und der Rentnerorgani-
sationen) wurde diese Beteiligung jedoch als sozial 
unausgewogen und angesichts der Einkommenssi-
tuation der Rentner als nicht gerechtfertigt bezeich-
net. 
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Die Vertreter der Rentenversicherungsträger brach-
ten zum Ausdruck, daß die Umsetzung der vorgese-
henen Regelungen durch die Verwaltung technisch 
keine Probleme verursachen werde. 

4. 

Der Finanzausschuß hat in seine Beratung zunächst 
die Empfehlung des Finanzausschusses des Bundes-
rates vom 19. März 1982 (BR-Drucksache 90/1/82) 
einbezogen; über eine abweichende Stellungnahme 
des Bundesratsplenums und deren Beratung im Fi-
nanzausschuß des Bundestages würde ergänzend 
berichtet. 

Die Empfehlung des. Finanzausschusses des Bun-
desrates lautet, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

„A. 

Allgemeiner Teil 

1. Der Bundesrat erklärt seine Bereitschaft, im 
Rahmen einer umfassenden Strategie zum 
Wachstum der Wirtschaft, zur Wiederbelebung 
des Arbeitsmarktes und zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen der gewerblichen Wirt-
schaft beizutragen. Er ist jedoch nach wie vor 
der Ansicht, daß dies in erster Linie über eine 
Stärkung der privaten Investitionen, eine Ver-
besserung der Haushaltsstruktur, die Überprü-
fung von Leistungsgesetzen sowie die Schaf-
fung besserer gesamtwirtschaftlicher Rah-
menbedingungen möglich ist. Der Bundesrat 
appelliert an die Bundesregierung, die investi-
ven Ausgaben zu Lasten der konsumtiven zu 
stärken und durch einen darüber hinausgehen-
den, weiteren Abbau der Staatsverschuldung 
die Weichen für eine deutliche Zinssenkung zu 
stellen. Nur durch diese Maßnahmen in Ver-
bindung mit maßvollen Tarifrunden wird es 
möglich sein, die Wirtschaft wieder zu beleben 
und mittelfristig das Problem der Arbeitslosig-
keit zu entschärfen. 

2. Vor diesem Hintergrund hält der Bundesrat 
das von der Bundesregierung beschlossene 
„Beschäftigungsprogramm" für wenig geeig-
net, die Probleme des Arbeitsmarktes und der 
Wirtschaft zu lösen. Dies gilt sowohl für ein-
zelne der vorgeschlagenen Maßnahmen als 
auch vor allem für deren Finanzierung. 

Besonderer Teil 

Der Bundesrat nimmt im einzelnen wie folgt Stel-
lung: 

3. Wieviel zusätzliche Investitionen die Investi-
tionszulage auslösen wird, ist schwer abzu-
schätzen; sicher ist, daß sie zu erheblichen Mit-
nahmeeffekten führen und bestenfalls ein 
Strohfeuer entfachen wird. In der vorgesehe-
nen Ausgestaltung führt die Investitionszulage 
zu erheblichen Ungerechtigkeiten und im Ver

-

waltungsvollzug zu außerordentlichen Schwie-
rigkeiten. 

4. Der Bundesrat lehnt vor allem die Erhöhung 
der Umsatzsteuer wegen wirtschafts- und sozi-
alpolitischer Bedenken entschieden ab. 
a) Eine Erhöhung der Steuerbelastung stellt 

generell kein geeignetes Mittel zur Über-
windung der Arbeitslosigkeit dar, weil sie 
die Rahmenbedingungen der Wirtschaft 
und damit die Möglichkeiten zur Erhaltung 
bestehender und zur Schaffung neuer Ar-
beitsplätze verschlechtert statt verbessert. 

b) Die vorgesehene Umsatzsteuererhöhung 
wirkt 
— preistreibend, soweit sie an den Ver

-

braucher weitergegeben werden kann, 
— kostenerhöhend, soweit die höheren 

Preise bei Tarifverhandlungen zu höhe-
ren Tarifabschlüssen führen, und 

— arbeitsplatzgefährdend, soweit die Un-
ternehmen aus Wettbewerbsgründen 
die höheren Belastungen selbst tragen 
müssen. 

c) Die Erhöhung der Umsatzsteuer kann auch 
nicht damit gerechtfertigt werden, daß sie 
in den Folgejahren Entlastungen bei der 
Einkommensteuer ausgleichen soll. Die 
Bundesregierung hat sich weder vom Volu-
men noch von der Art der Steuerentlastung 
her festgelegt. 

5. Problematisch sind auch die übrigen steuerer-
höhenden Bestimmungen des Gesetzentwurfs. 
Dies gilt vor allem für die vorgesehene Neube-
wertung baureifer Grundstücke. Sie führt zu 
neuen Ungerechtigkeiten im Vergleich zu be-
bauten Grundstücken und wird den damit be-
absichtigten- Zweck, Bauland in vermehrtem 
Maße zur Verfügung zu stellen, nicht errei-
chen. Im übrigen ist es bezeichnend, daß sich 
auch in diesem Zusammenhang die Bundesre-
gierung bedenkenlos über die gesetzliche Zu-
sage hinwegsetzt, bei einer Erhöhung der Ein-
heitswerte gleichzeitig über neue Steuersätze 
und Freibeträge zu entscheiden (Artikel 10 § 3 
des Gesetzes zur Reform des Erbschaftsteuer-
und Schenkungsteuerrechts vom 17. April 1974 
— BGBl. I S. 933 — und Artikel 10 § 3 des Ver-
mögensteuerreformgesetzes vom 17. April 1974 
— BGBl. I S. 949 —). 

Schließlich sieht der Bundesrat in der vorge-
schlagenen Neubewertung unbebauter Grund-
stücke auch eine verfehlte Weichenstellung für 
die Höhe und das Verfahren bei bebauten 
Grundstücken (Besteuerung auf Verkehrs-
wertbasis). 

6. Der Bundesrat stellt ferner mit Nachdruck 
fest, daß die Vorschläge der Bundesregierung 
zu einer weiteren erheblichen Verzerrung der 
Finanzausstattung der öffentlichen Haushalte 
zugunsten des Bundes und zu Lasten der Län-
der bzw. Kommunen führen würde. Die vorge-
sehene Einführung der Investitionszulage ei-
nerseits und die Steuermehreinnahmen aus 
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der Erhöhung der Umsatzsteuer andererseits 
würden sich 1983 (nach Entstehungsjahr ge-
rechnet) beim Bund per Saldo mit Mehreinnah-
men von fast 1 Mrd. DM niederschlagen, wäh-
rend die Länder Verluste von knapp 700 Millio-
nen DM erleiden würden. 

B. 

7, Der Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik und 
der Wirtschaftsausschuß haben zu dem Ge-
setzentwurf eine Empfehlung an das Plenum 
des Bundesrates nicht beschlossen." 

5. 

Der Haushaltsausschuß und der Ausschuß für Wirt-
schaft haben der Vorlage grundsätzlich zuge-
stimmt. 

Der Haushaltsausschuß hat außerdem mitgeteilt, in 
der Diskussion sei das Thema „Bau von Schiffen" 
angesprochen worden, und es solle möglicherweise 
die Reederhilfe kostenneutral im Einzelplan 12 des 
Bundeshaushalts erhöht werden, um eine Bindung 
an inländische Werften sicherzustellen. Außerdem 
wird um Prüfung gebeten, ob Betriebsvorrichtun-
gen, die mit einem Gebäude fest verbunden werden, 
wie z. B. Laufkräne, in die Zulagenförderung gehö-
ren. Zu einer Beschlußfassung über diese beiden 
Fragen sei es im Ausschuß nicht gekommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat zusätzlich darum 
gebeten, in einer handelspolitisch an marktwirt-
schaftlichen Grundsätzen orientierten Lösung si-
cherzustellen, daß die Investitionsförderung für See-
schiffe in einer Weise ausgestaltet wird, daß deut-
sche Werften angemessen bei der Auftragsvergabe 
berücksichtigt werden. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat seine Mitberatung auf die Artikel 4 
bis 6 beschränkt und empfiehlt mit Mehrheit die un-
veränderte Übernahme der Artikel. Die Ausschuß-
mehrheit bestätigt die Notwendigkeit einer alsbaldi-
gen Neubewertung des Grundbesitzes, die Minder-
heit der CDU/CSU lehnt jedoch eine vorgezogene 
Teilhauptfeststellung für baureife Grundstücke ab, 
weil diese den Gleichheitsgrundsatz verletze, soziale 
Härten auslöse und nicht unerhebliche Vollzugs-
schwierigkeiten bereite. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
seine Mitberatung auf die Artikel 8 und 9 sowie auf 
einen von der Fraktion der CDU/CSU vorgeschlage-
nen Artikel 9 a betreffend geringfügige Beschäfti-
gung und geringfügige selbständige Tätigkeit be-
schränkt. Zu Artikel 8 schlägt er einstimmig vor, die 
Vorschrift mit der Maßgabe zu übernehmen, daß Ju-
gendliche, die noch nicht drei Monate oder länger ar-
beitslos sind, sofort an einer geförderten Bildungs-
maßnahme teilnehmen können sollen, wenn eine 
Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit bis zur Erfül-
lung der Voraussetzung der dreimonatigen Arbeits-
losigkeit von vornherein nicht zu erwarten ist. Zu 
Artikel 9 schlägt er mit Mehrheit Übernahme in ei-
ner rechtsförmlichen Neufassung vor. Die Einfü

-

gung eines weiteren Artikels 9 a wurde im mitbera-
tenden Ausschuß mit Mehrheit abgelehnt; dieser 
Antrag sollte im Vorgriff zu einer beabsichtigten Re-
gierungsvorlage Problemen aus der Praxis abhelfen, 
die sich aus der Änderung der geringfügigen Be-
schäftigung gemäß § 8 SGB IV durch das Arbeitsför-
derungs-Konsolidierungsgesetz ergeben haben. 

6. 

Auf Grund des Ergebnisses seiner Beratungen, der 
Auswertung der Ergebnisse der öffentlichen Anhö-
rung und der mitberatenden Voten und in Kenntnis 
der Ausschußempfehlung des Bundesrates ist der 
Finanzausschuß mehrheitlich der Vorlage gefolgt, 
weil die Ausschußmehrheit der Überzeugung war, 
daß die Investitionszulage nachfragebelebend und 
damit arbeitsplatzsichernd wirken wird, ohne daß 
das namentlich in der öffentlichen Anhörung in den 
Vordergrund gerückte Bedenken ihrer Konterkarie-
rung durch die erst zeitlich verschoben wirksam 
werdende Umsatzsteuererhöhung diese Einschät-
zung des Investitionsverhaltens aufgehoben hätte. 
Eine Entlastung des angespannten Arbeitsmarktes, 
auf dem namentlich erstmals in das Erwerbsleben 
drängende Jugendliche einen überproportional ho-
hen Anteil der Erwerbslosen stellen, versprach sich 
der Ausschuß auch von den Bildungsbeihilfen für ar-
beitslose Jugendliche. Auch an der vorgezogenen 
Neubewertung der unbebauten baureifen Grund-
stücke glaubte der Ausschuß mehrheitlich festhal-
ten zu sollen, weil die erhöhte Besteuerung vorge-
haltenen Baulands mit ihrem rückwirkenden Ent-
fallen bei der Bebauung geeignet erschien, die Bau-
nachfrage zu beleben. 

Bei den Ausschußberatungen drehte sich die Dis-
kussion u. a. auch um folgende Zweifelsfragen und 
Einzelprobleme der Investitionszulage, über die sich 
der Ausschuß einvernehmlich die nachfolgende Mei-
nung bildete: 

Beim Leasing steht die Zulage dem Leasinggeber zu, 
auf dessen Vergleichsvolumen es ankommt; wenn 
die Investitionszulage mit einer Regionalzulage ge-
koppelt werden soll, kommt es beim Leasing darauf 
an, daß auch der Leasinggeber beispielsweise im Zo-
nenrandgebiet ansässig ist. 

Kurzlebige Wirtschaftsgüter, die keine geringwerti-
gen Wirtschaftsgüter sind, bleiben auch bei kürzerer 
Verweildauer zulageberechtigt, wenn ihre Zugehö-
rigkeit zum Betriebsvermögen so lange währt, wie 
ihre betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bemessen 
ist. 

Bei Ersatzbeschaffungen i. S. des Abschnitts 35 der 
Einkommensteuer-Richtlinien hält der Ausschuß 
eine großzügige Auslegung in dem Sinne für gebo-
ten, daß deren Nichtansatz beim Vergleichs- und de-
ren Ansatz beim Begünstigungsvolumen möglichst 
zur Investitionszulageberechtigung führt. 

Bei grundsätzlich unverändertem Beitreten der 
Ausschußmehrheit zu Zielsetzung und Mitteln der 
Vorlage hielt die Ausschußmehrheit allerdings fol-
gende Änderungen für geboten, die teilweise dem 
Anliegen des Maßnahmepakets besser Geltung ver- 
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schaffen, teils die Praktikabilität seiner Durchfüh-
rung gewährleisten, teils als Folgeregelungen not-
wendig erscheinen, teils Rücksicht auf die Haus-
haltsplanung künftiger Rechnungsjahre zu nehmen 
haben: 

Zu Artikel 1 

Die Verbleibefristen für das Wirtschaftsgut im Be-
triebsvermögen rechnen, wenn nachträgliche Her-
stellungsarbeiten an abnutzbaren beweglichen oder 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern Gegenstand der 
Investitionszulagebegünstigung sind, ab dem Zeit-
punkt der Beendigung der nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten; in das Vergleichsvolumen werden 
auch die für inländische Betriebstätten angeschaff-
ten oder hergestellten Wirtschaftsgüter einbezogen; 
die Wirtschaftsgüter rechnen bei den für das Ver-
gleichsvolumen maßgeblichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten ohne Rücksicht darauf mit, ob 
ihre Verweildauer im Betriebsvermögen vor Ablauf 
der für die Investitionszulagebegünstigung maßgeb-
lichen Verweildauer beendet wurde, etwa ein Schiff 
vorzeitig ausgeflaggt worden ist. 

Zu Artikel 4 

Der Ausschuß hielt neben einer redaktionellen An-
gleichung des Begriffs der Baureife eines Grund-
stücks, der durchgängig wortgleich verwendet wer-
den soll, auch Klarstellungen für erforderlich für 
Grundstücke mit Betriebsvorrichtungen, für Grund-
stücke mit Gebäuden von untergeordneter Bedeu-
tung und für Grundstücke mit auf Dauer nicht mehr 
benutzbaren Gebäuden. Insoweit wird insbesondere 
auf die Einzelbegründung verwiesen. Im Rahmen 
dieser Diskussion ging der Ausschuß einmütig da-
von aus, daß beispielsweise ein ständig bewohntes 
Einfamilienhaus von geringem Wert auch auf einem 
übergroßen und wertvollen Gelände, beispielsweise 
in einer Stadtkernlage, nicht von untergeordneter 
Bedeutung gegenüber dem Grund und Boden ist. 
Demgegenüber kann ein nicht zur dauerhaften Be-
wohnung geeignetes Gebäude wie ein typisches Wo-
chenend- oder Ferienhaus oder eine Wohnlaube von 
untergeordneter Bedeutung gegenüber dem Grund 
und Boden sein. Der Grund und Boden, auf dem 
fremde Gebäude errichtet sind, gilt als bebautes 
Grundstück. 

Zu Artikel 7 

Neben einer redaktionellen Klarstellung in § 164 
Abs. 2 der Abgabenordnung hielt die Ausschuß-
mehrheit es für klarstellungsbedürftig, daß Teiler-
gebnisse einer Außenprüfung zum Anlaß für die 
Festsetzung von Abschlagszahlungen genommen 
werden können, ohne daß bei einer späteren Ände-
rung dieser Steuerfestsetzung Zweifel bestehen, ob 
für diese auf Grund einer Außenprüfung ergange-
nen Steuerfestsetzung eine Änderungssperre be-
steht. Die Klarstellung bewirkt, daß während einer 
laufenden Außenprüfung Steuerbescheide geändert 
und dabei Besteuerungsgrundlagen einbezogen 

werden können, die auch Gegenstand der laufenden 
Außenprüfung sind, ohne daß nach Abschluß der 
Außenprüfung eine nochmalige Änderung des Steu-
erbescheids ausgeschlossen ist. Der Ausschuß geht 
einmütig davon aus, daß die steuerliche Berücksich-
tigung wesentlicher Teilergebnisse von noch laufen-
den Außenprüfungen Ermessensausübung gemäß 
§ 5 der Abgabenordnung ist, bei dem die Steuerver-
waltung sich am Zweck der Ermächtigung orien-
tiert. Mitglieder des Finanzausschusses konkreti-
sierten diese Erwartung dahin, daß die Verwaltung 
von der durch diese Klarstellung gegebenen Mög-
lichkeit zur Änderung von Steuerbescheiden vor Ab-
schluß einer Außenprüfung nur in steuerlich bedeut-
samen Fällen Gebrauch macht und daß die Vor-
schrift auch zugunsten des Steuerpflichtigen ange-
wendet wird. 

Zu Artikel 8 

Der Ausschuß hat den in der Vorlage genannten 
Zeitraum der Jahre 1982 bis 1985 nicht als Feststel-
lung dafür gewertet wissen wollen, daß in diesen 
vier Jahren für die Bildungsbeihilfe Haushaltsmittel 
des Bundes zur Verfügung stehen. Die Änderung des 
Zeitraums trägt dem Umstand Rechnung, daß Haus-
haltsmittel des Bundes nur für die Jahre 1982 bis 
1984 zur Verfügung gestellt werden sollen. Die 
Durchführung von Leistungsfällen durch die Bun-
desanstalt für Arbeit im Jahr 1985 aus möglicher-
weise übertragenen Haushaltsmitteln des Jahres 
1984 wird dadurch nicht berührt. Deshalb hat der 
Ausschuß auch nicht das Außerkrafttreten des Ge-
setzes geändert. 

Diese Ergänzungen führen nicht zu Mehrbelastun-
gen. Insoweit wird auf den Bericht des Haushalts-
ausschusses gemäß § 96 der Geschäftsordnung Be-
zug genommen. 

Die Ausschußmehrheit hielt die Finanzierung dieses 
Beschäftigungsprogramms für richtig konzipiert. 
Insbesondere wurde mehrheitlich die Kombination 
einer rückwirkend geltenden Investitionszulage mit 
einer nachfolgenden Umsatzsteuererhöhung, die 
erst zur Mitte des nächsten Jahres in Kraft treten 
wird und nach Auslaufen der Investitionszulage für 
ertragsteuerliche Erleichterungen eingesetzt wer-
den kann, als ausgewogene Finanzierung bewertet. 
Auch die Beteiligung des Sozialhaushalts durch ein-
malige Kürzung des Bundeszuschusses zur Renten-
versicherung der Arbeiter und Angestellten im Jahr 
1984, die auf seiten der Rentenversicherungsträger 
durch vorgezogene Beteiligung der Rentner an den 
Kosten ihrer Krankenversicherung kompensiert 
werden soll, hielt die Ausschußmehrheit für ein ver-
tretbares Finanzierungsinstrument. 

Bei der Abstimmung über die Vorlage und ihre Än-
derungen durch den Finanzausschuß wurde diese 
mehrheitlich, teils bei Enthaltung der CDU/CSU-
Fraktion (Artikel 1 — Investitionszulage — , Arti-
kel 2 — Eisen- und Stahl-Investitionszulage — , Arti-
kel 10 — Berlin-Klausel —, Artikel 11 — Inkrafttre-
ten —), teils gegen die Stimmen der CDU/CSU-Frak-
tion (Artikel 3 — Umsatzsteuer —, Artikel 4 bis 6 — 
Baulandbesteuerung — , Artikel 7 — Abgabenord-
nung — , Artikel 9 — Rentnerkrankenversiche- 
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rung —) angenommen. Die Annahme von Artikel 8 
— Gesetz über die Bildungsbeihilfen für arbeitslose 
Jugendliche aus Bundesmitteln — erfolgte einstim-
mig, abgesehen von der Änderung des Zeitraums in 
§ 1, für die sich die CDU/CSU-Fraktion der Stimme 
enthielt. Ferner stimmte die CDU/CSU-Fraktion den 
von ihr angeregten Klarstellungen für die Verweil-
dauer von Wirtschaftsgütern im Fall nachträglicher 
Herstellungs- oder Anschaffungskosten zu (Arti-
kel 1 Nr. 1 — Investitionszulage —). 

Die Abstimmungen über die Vorlagen standen ins-
gesamt unter dem Vorbehalt der erneuten Beratung 
und Beschlußfassung durch den Finanzausschuß 
nach Vorliegen der Stellungnahme des Bundesrates 
und der Gegenäußerung der Bundesregierung am 
26. März 1982. 

7. 

Gegenüber dem Instrumentarium des Beschäfti-
gungsprogramms und seiner Finanzierung hatte die 
CDU/CSU-Fraktion weitestgehend die gleichen Be-
denken, wie sie in der öffentlichen Anhörung aus 
den Kreisen der Wirtschaft als Kritik vorgetragen 
wurden. Im Vordergrund stand das Bedenken, daß 
die Investitionszulage nicht greifen werde, insbeson-
dere weil sie angesichts der ungünstigen Ertragser-
wartungen der Wirtschaft und der insgesamt sehr 
schlechten gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen die Nachfrage nicht nachhaltig beleben kön-
ne, so daß sie als arbeitsmarktregulierendes Instru-
ment scheitern müsse. Daneben blieb nach Überzeu-
gung der CDU/CSU-Fraktion höchst unklar, ob die 
Investitionszulage, so wie sie in den Vorlagen formu-
liert ist, nicht zu Mitnahmeeffekten führt, die nicht 
dem Gesamtziel der Vorlagen entsprechen. Selbst 
wenn die Investitionszulage wirken würde, bliebe 
nach ihrem Auslaufen die Erhöhung der Umsatz-
steuer als dauernde Anhebung der Abgabenquote 
bestehen. Die Bedenken hiergegen seien besonders 
stark, weil nach der derzeitigen Formulierung der 
Investitionszulage die CDU/CSU-Fraktion davon 
ausgehen müsse, daß die Wirkungen der Investi-
tionszulage versickerten. 

Auch in Aussicht gestellte Ertragsteuererleichterun-
gen, die im übrigen bereits hätten verbindlich ge-
macht werden müssen, könnten diesen das Beschäf-
tigungsprogramm gefährdenden Nachteil nicht auf-
wiegen. Jede Umsatzsteuererhöhung wirke insofern 
unsozial, als der kleine Mann von ihr am meisten be-
troffen und vom Abbau der sogenannten heimlichen 
Ertragsteuererhöhungen am wenigsten entlastet 
werde. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat folgende Änderungsan-
träge gestellt, die die Mehrheit im Ausschuß nicht 
gefunden haben: 
— Die Bestell-, Liefer- und Fertigstellungsfristen 

werden um jeweils sechs Monate verlängert. 

Mit diesem Antrag sollte der Gesetzesvorlauf im 
Jahr 1982 und der verständliche Attentismus der 
Wirtschaft bis zum Inkrafttreten nachträglich 
dadurch in Rechnung gestellt werden, daß der 
Begünstigungszeitraum in das halbe Jahr 1983 
ausgedehnt wird. 

Bei grundsätzlich anerkannter Berechtigung die-
ser Erwägung auch durch die Ausschußmehrheit 
sprach sich diese gegen eine solche Ausdehnung 
aus, da auch ein weiteres Zuwarten der Investo-
ren bis zum Jahreswechsel nach zügigem In-
krafttreten der Investitionszulage nicht auszu-
schließen ist und die Kosten des Beschäftigungs-
programms sich deshalb unvertretbar erhöhen 
werden. 

— Für teilweise betrieblich genutzte Wirtschaftsgü-
ter soll die Investitionszulage teilweise gewährt 
werden. 

Die teilweise Begünstigung für nicht ausschließ-
lich oder nahezu ausschließlich betrieblich ge-
nutzte Wirtschaftsgüter wurde von der CDU/ 
CSU-Fraktion im Hinblick auf die freien Berufe 
und Einzelunternehmer der gewerblichen Wirt-
schaft sowie der Mitunternehmergemeinschaf-
ten mit dem Ziel vorgeschlagen, diesen Perso-
nenkreis nicht im praktischen Ergebnis ganz aus 
der Investitionszulageberechtigung für ge-
mischtgenutzte Wirtschaftsgüter wie Personen-
kraftwagen herausfallen zu lassen. Der Antrag 
wurde u. a. damit begründet, daß bei Kapitalge-
sellschaften, die ihren Arbeitnehmern ein-
schließlich des Gesellschaftsgeschäftsführers 
Personenkraftwagen zur Verfügung stellen, eine 
ausschließlich betriebliche Nutzung der Perso-
nenkraftwagen vorliegt und daß der vergleich-
bare Fall, in dem Einzelunternehmer einschließ-
lich der freien Berufe oder Gesellschafter von 
Personengesellschaften Personenkraftwagen 
auch privat nutzen, im Interesse der Anstoßwir-
kung der Investitionszulage nicht gravierend 
schlechter gestellt werden dürfe. Mit diesem An-
trag richtete sich die CDU/CSU-Fraktion gegen 
die von ihr gesehene Absicht der Gesetzesvorla-
gen, insbesondere die freien Berufe mit wesentli-
chen Teilen ihrer Wirtschaftsgüter von der Inve-
stitionszulage auszuschließen. 

Die Ausschußmehrheit sah keinen Raum für 
eine teilweise Gewährung der Investitionszula-
ge. 

— Bei Bauantrag vor dem Präferenzzeitraum soll 
der Baubeginn im Präferenzzeitraum die Investi-
tionszulage auslösen. 

Der Änderungsantrag geht von der Überlegung 
aus, daß viele durchgeplante und genehmigte 
Bauvorhaben angesichts der schlechten Rah-
menbedingungen, insbesondere bei den hohen 
Fremdkapitalkosten, zurückgestellt bleiben wer-
den, jedoch mit Investitionszulageberechtigung 
beschäftigungswirksam im Präferenzzeitraum 
zur Ausführung gelangen würden, wenn der Be-
ginn der Bauarbeiten als Beginn der Herstellung 
fingiert würde. 

Die Aussschußmehrheit teilte zwar diese Erwar-
tungen und die Bewertung, daß eine solche Er-
weiterung der auf eine bessere Kapazitätsausla-
stung angewiesenen Bauwirtschaft beschäfti-
gungswirksam zugute käme. Der Änderungsan-
trag fand jedoch keine Zustimmung wegen der 
auf 0,5 bis 1 Mrd. DM veranschlagten Mehrko-
sten der Investitionszulage, die diese auch von ei- 
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ner hohen Mitnahmequote gekennzeichnete Er-
weiterung der Begünstigung auslösen würde. 

— Herausnahme der Schiffe aus dein Kreis der in-
vestitionszulagebegünstigten Wirtschaftsgüter 
mit der Maßgabe, daß die Reederhilfe für die 
Haushaltsjahre 1982 und 1983 um jeweils 5 Pro-
zentpunkte von 12,5 v. H. auf 17,5 v.H. erhöht 
wird. 

Dieser Entschließungsantrag fand die Mehrheit 
im Ausschuß nicht, weil sich nicht absehen ließ, 
ob eine erhöhte Reederhilfe gegen international-
rechtliche Bindungen wie aus dem Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) und EWG-
Vertrag verstößt. 

— Beschränkung der Möglichkeit von Steuerfest-
setzungen während laufender Außenprüfungen 
auf unstreitige Teilergebnisse einer nicht abge-
schlossenen Ermittlung der Besteuerungsgrund-
lagen. 

Bei diesem Antrag stützte sich die CDU/CSU-
Fraktion auf eine Aussage im Jahreswirtschafts-
bericht der Bundesregierung. 

Die Ausschußmehrheit hielt die Zielsetzung der 
Vorlage, mit einem zeitnäheren Eingang von 
Mehrergebnissen aus Außenprüfungen das Steu-
eraufkommen liquiditätsmäßig zu verbessern, 
um auch so zu den Kosten des Beschäftigungs-
programms beizutragen, nicht mehr für gegeben, 
wenn der Steuerpflichtige mit dem Bestreiten 
von Besteuerungsgrundlagen die Zahlung ab-
wenden kann. 

II. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 — Investitionszulagengesetz — 

Nummer 1 (§ 4 b InvZulG) 

Absatz 2 

Durch die Änderungen in Satz 1 Nr. 2 und 4 wird si-
chergestellt, daß die dreijährige Behaltefrist auch 
für nachträgliche Herstellungsarbeiten gilt. 

Die Ergänzung am Schluß des Absatzes in Verbin-
dung mit der Streichung des Absatzes 7 enthält den 
Verzicht auf ein besonderes Verzeichnis der Investi-
tionsgüter für den zurückliegenden Dreijahreszeit-
raum des Vergleichsvolumens. 

Absatz 5 

Die Ergänzung um die Betriebstätte und die Begren-
zung auf das Inland ist eine klarstellende Anpas-
sung an den Wortlaut des Absatzes 1. 

Durch die Ergänzung am Schluß des Absatzes soll si-
chergestellt werden, daß nicht durch Maßnahmen 
des Unternehmers, wie z. B. Entnahmen von Wirt-
schaftsgütern oder Ausflaggen von Schiffen, vor Ab-
lauf der Verweildauer das Vergleichsvolumen ge-
mindert werden kann. 

Absatz 6 

Die Vorziehung des letzten Satzteils von  Satz 1 und 
des Satzes 2 ist erforderlich, weil dieser Teil der Vor-
schrift sich auf die Nummern 1 bis 3 bezieht; da-
durch wird ein Druckfehler der Vorlage beseitigt. 

Absatz 7 

Siehe vorstehende Erläuterung zu Absatz 2. 

Nummer 2 (§ 5 InvZulG) 

Die Änderung des Buchstaben d ist eine Folgeände-
rung zu der Änderung in Nummer 1 (§ 4 b Abs. 2 
InvZulG). 

Zu Artikel 4 — Bewertungsgesetz — 

Nummer 2 (§ 73 BewG) 

Die im Entwurf vorgesehene Begriffsbestimmung 
des baureifen Grundstücks kann bei Grundstücken 
mit Betriebsvorrichtungen, bei Grundstücken mit 
Gebäuden von untergeordneter Bedeutung und bei 
Grundstücken mit auf die Dauer nicht mehr benutz-
baren Bauwerken -zu unbefriedigenden Ergebnissen 
führen. Grundstücke, auf denen sich ausschließlich 
Betriebsvorrichtungen befinden, gelten bewertungs-
rechtlich als unbebaute Grundstücke. Sie sind aber 
in baurechtlich zulässiger Weise bebaut und können 
deshalb nicht mehr als baureif im Sinne des § 73 
BewG angesehen werden. Bewertungsrechtlich gilt 
ein Grundstück auch dann noch als unbebaut, wenn 
sich auf ihm Gebäude von untergeordneter Bedeu-
tung befinden (§ 72 Abs. 2 BewG). Diese Gebäude 
stehen ebenso wie baufällige Gebäude und noch vor-
handene Gebäudereste einer sofortigen Bebaubar-
keit nicht entgegen. Das muß in § 73 Abs. 2 BewG 
ausdrücklich geregelt werden. 

Die Änderung am Schluß des Buchstaben c (bisher 
Buchstabe b) ist eine redaktionelle Anpassung an 
den Wortlaut des Buchstaben a, die in der öffentli-
chen Anhörung angeregt worden war. 

Nummer 3 (§ 94 BewG) 

Der Grund und Boden, auf dem fremde Gebäude er-
richtet sind, gilt nach § 94 Abs. 1 BewG als bebautes 
Grundstück. Er fällt damit nicht unter die Teilhaupt-
feststellung 1983. Dabei soll es bleiben, sofern das 
Gebäude nicht von untergeordneter Bedeutung ist. 

Zu Artikel 6 — Teilhauptfeststellungsgesetz 1983 — 

Bei der Änderung in § 1 Abs. 1 Satz 1 handelt es sich 
um eine redaktionelle Anpassung an § 21 Abs. 1 
Satz 1 BewG. 

Durch die Ergänzung von § 1 Abs. 2 wird klargestellt, 
daß es hinsichtlich des Grundstücksanteils bebauter 
Grundstücke beim geltenden Recht bleibt. 
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Zu Artikel 7 — Abgabenordnung — 

Die  Änderung in Nummer 2 soll sicherstellen, daß 
während einer Außenprüfung Abschlagszahlungen 
festgesetzt werden können, ohne daß die Ände-
rungssperre des § 173 Abs. 2 AO eintritt. 

Nach § 173 Abs. 2 AO dürfen Steuerbescheide, soweit 
sie auf Grund einer Außenprüfung ergangen sind, 
bisher nur aufgehoben oder geändert werden, wenn 
eine Steuerhinterziehung oder eine leichtfertige 
Steuerverkürzung vorliegt. Wenn während einer 
laufenden Außenprüfung eine Änderung des Steuer-
bescheids erfolgt und dabei Besteuerungsgrundla-
gen einbezogen werden, die auch Gegenstand der 
laufenden Außenprüfung sind, ist die Zulässigkeit 
einer nochmaligen Änderung nach Abschluß der 
Außenprüfung fraglich. Durch das Einfügen des 
Wortes ,,abgeschlossenen" in § 173 Abs. 2 AO wird 
diese Unklarheit beseitigt; Teiländerungen schlie-
ßen insoweit die spätere endgültige Berichtigung 
der Besteuerungsgrundlagen nicht aus. 

Die weitere Änderung des Artikels ist redaktionell. 

Zu Artikel 8 — Bildungsbeihilfe für arbeitslose 
Jugendliche — 

In § 1 des vorgeschlagenen Gesetzes über die Ge-
währung von Bildungsbeihilfen für arbeitslose Ju-
gendliche aus Bundesmitteln wurde der für diese 
Maßnahme vorgesehene Zeitraum um ein Jahr ver-
kürzt, weil Haushaltsmittel lediglich für die Jahre 

1982 bis 1984 vorgesehen sind; die Erwähnung des 
Jahres 1985 im Hinblick auf die Gesetzesabwicklung 
wäre hier mißverständlich, bleibt aber in § 4 erhal-
ten. 

In § 2 stellt die Einfügung im ersten Halbsatz des 
Satzes 2 klar, daß eine beitragspflichtige Beschäfti-
gung nach dem Arbeitsförderungsgesetz gemeint 
ist. 

Auf Vorschlag des mitberatenden Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung hielt es der Ausschuß au-
ßerdem für zweckmäßig, die Teilnahme an einer ge-
förderten Bildungsmaßnahme nicht in allen Fällen 
von einer vorherigen dreimonatigen Arbeitslosig-
keit abhängig zu machen. Jugendliche, bei denen 
von vornherein abzusehen ist, daß sie bis zur Erfül-
lung der Voraussetzung der dreimonatigen Arbeits-
losigkeit nicht in Arbeit und Ausbildung vermittelt 
werden können, sollen ohne weitere Wartezeit sofort 
an einer Bildungsmaßnahme teilnehmen können. 
Die Änderung ermöglicht den Arbeitsämtern inso-
weit eine flexiblere Anwendung der Vorschrift. 

Zu Artikel 9 — Beteiligung der Rentner an der 
Krankenversicherung — 

Die  auf eine Prüfung der Rechtsförmlichkeiten des 
Artikels zurückgehenden Vorschläge des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung wurden übernom-
men. 

Bonn, den 25. März 1982 

Dr. Kreile Dr. Mertens (Bottrop) 

Berichterstatter 






